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und Thüringen
Die Vorhaben der neuen Regierungen in Sachsen

Luisa Lorenz, Niklas Potrafke und Julia Tubes

Sowohl in Sachsen als auch in Thüringen sind neue Regierungen ins Amt gekommen. In Sachsen 

regieren nun CDU und SPD in einer Großen Koalition, in Thüringen sorgte die rot-rot-grüne Koa-

lition durch die Wahl des ersten Ministerpräsidenten der Linkspartei schon im Vorfeld für Diskus-

sionen. 

Werden die neuen Regierungen auch wirklich andere Politikstile verfolgen? Wir dokumentieren die 

in den Koalitionsverträgen formulierten Hauptvorhaben und deren zu erwartende Kosten und dis-

kutieren, inwieweit sich Politikwechsel vollzogen haben.

Sachsen

Zu den wichtigsten Vorhaben der Großen 
Koalition zählen mehr Neueinstellungen 
bei Lehrern und Polizisten sowie die Ver-
besserung des Betreuungsschlüssels in 
Kindertagesstätten (vgl. CDU-Landesver-
band Sachsen und SPD-Landesverband 
Sachsen 2014).

Als prioritäre Maßnahme hat die sächsi-
sche Regierung im Koalitionsvertrag die 
unbefristete Einstellung von mindestens 
6 100 neuen Lehrkräften bis 2019 be-
schlossen.

Abbildung 1 zeigt den Verlauf der jährli-
chen Neueinstellungen von Lehrern in 
Sachsen ab 1992. Vor allem Mitte der 
1990er Jahre schwankte die Zahl der 
Neueinstellungen stark. Während 1995 
noch 850 Lehrkräfte neu beschäftigt wur-
den, verringerte sich die Zahl der Neuein-
stellungen innerhalb von vier Jahren auf 
168. Diese Entwicklung ist hauptsächlich 
auf die sinkenden Schülerzahlen zurück-
zuführen, die kaum Neueinstellungen bei 
den Lehrkräften zuließen (vgl. Staatsmi-
nisterium für Kultus Freistaat Sachsen 
2014, S. 3). Durchschnittlich wurden un-
ter den CDU-Regierungen von 1992 bis 
2004 353 neue Lehrer pro Jahr beschäf-
tigt. Diese Zahl erhöhte sich unter der 
Großen Koalition 2004 bis 2009 auf 
425 Neueinstellungen jährlich.

Mit bildungspolitischen Investitionen wol-
len Parteien bei ihren Wählern punkten 
und damit günstige Voraussetzungen für 
eine Wiederwahl schaffen. In einer empi-
rischen Studie untersuchen Tepe und Van-
huysse (2009) den Zusammenhang zwi-
schen Wahlzyklen und Lehrerneueinstel-
lungen in den deutschen Bundesländern 
zwischen 1992 und 2004. Dabei wird 
auch die ideologische Ausrichtung der Re-

gierung berücksichtigt. Nach der Partisan 
Theory sollten die Investitionen in Lehrper-
sonal unter linken Regierungen höher aus-
fallen als unter rechten Regierungen. Die 
Studie zeigt, dass Lehrerneueinstellungen 
in Wahljahren tendenziell höher sind. Aber 
auch nach der Wahl können Investitionen 
in Lehrpersonal steigen. Dieser Honey-
moon-Effekt tritt dann auf, wenn neu ins 
Amt gekommene Regierungsparteien 
kurzzeitig Erfolge erzielen möchten, indem 
sie ihre Wahlversprechen schnell umset-
zen. Die ideologische Ausrichtung der Re-
gierung scheint die Lehrerneueinstellun-
gen allerdings nicht zu beeinflussen.1 In 
Sachsen lässt sich in den Wahljahren 
2009 und 2014 zwar ein Anstieg der Leh-
rerneueinstellungen im Vergleich zu den 
jeweiligen Vorjahren beobachten, die rela-
tiven Veränderungen sind allerdings sehr 
gering. Dennoch stellte die von 2009 bis 
2014 amtierende schwarz-gelbe Regie-
rung mit jährlich 705 Lehrern durchschnitt-

 1 Rechte Regierungen haben in den deutschen 
Bundesländern mehr als linke Regierungen für 
Universitäten ausgegeben und Studiengebühren 
eingeführt (vgl. Oberndorfer und Steiner 2007; 
Potrafke 2011; Kauder und Potrafke 2013).
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Quelle: Statistische Veröffentlichungen der Kultusministerkonferenz: Einstellung von Lehrkräften.
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lich das meiste Personal seit dem Jahr 1992 
ein. 2013 war der Anstieg besonders ausge-
prägt. Im Vergleich zum Vorjahr wurden 
knapp 240 zusätzliche Lehrkräfte beschäf-
tigt. Wie Tepe und Vanhuysse (2009) feststel-
len, kann bereits hier Wahlkampftaktik eine 
Rolle gespielt haben. Zwar wurde 2013 nicht 
gewählt, doch spielen Wiederwahlmotive be-
reits in Vorwahljahren eine Rolle.

Bei einem monatlichen Durchschnittsgehalt2 
von 4 545 Euro kosten 1 200 neue Lehrer-
stellen ca. 65 Mill. Euro pro Jahr. Insgesamt 
würden alle 6 100 Stellen ca. 333 Mill. Euro 
kosten.3 Grundlage der Berechnung ist der 
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der 
Länder (vgl. DBB Beamtenbund und Tarif-
union 2014), der für Grund- und Oberschulen Entgeltgrup-
pe 11 und für Förderschulen, Gymnasien und berufsbilden-
de Schulen Entgeltgruppe 13 vorsieht. Außerdem gehen wir 
bei unserer Kostenkalkulation davon aus, dass für Lehrkräf-
te mit einer Ausbildung nach DDR-Recht keine tariflichen 
Eingruppierungsunterschiede gegenüber den nach neuem 
Recht ausgebildeten Lehrkräften bestehen. 

Auch der Einstellungskorridor bei der sächsischen Polizei 
soll in den nächsten Jahren von 300 auf 400 Polizisten pro 
Jahr erhöht werden. Der im Jahr 2010 beschlossene Stel-
lenabbau wurde wieder zurückgenommen. Grundsätzlich 
folgt die neugewählte Regierung damit der Tendenz der zu-
rückliegenden Jahre, in denen das Kontingent der Neuein-
stellungen bei der sächsischen Polizei kontinuierlich erhöht 
wurde. Mehr Neueinstellungen bei der Polizei unter einer 
Großen Koalition sind dennoch bemerkenswert, vor allem, 
wenn man die Entwicklung seit 1992 betrachtet. In der Ver-
gangenheit war der Einstellungskorridor bei der Polizei unter 
rechten Landesregierungen tendenziell höher als unter linken 
Landesregierungen (vgl. Tepe und Vanhuysse 2013). Auch 
dieser Effekt lässt sich am Beispiel Sachsens 
gut nachvollziehen. Während der Regie-
rungszeit von CDU und FDP wurden durch-
schnittlich die meisten Polizisten seit 2000 
eingestellt, 319 pro Jahr. Die zuvor amtieren-
de schwarz-rote Koalition stellte dagegen 
jährlich durchschnittlich nur 195 neue Poli-
zisten ein.

Die CDU/FDP-Regierung hat 2009 einen 
kons tanten Einstellungskorridor von 300 neu-
en Polizeianwärtern pro Jahr festgesetzt. In 

 2 Nach Altersgruppen gewichteter Mittelwert über alle 
Entgeltgruppen der angestellten Lehrer im Schuljahr 
2013/2014 in Grundschulen, Oberschulen, Förder-
schulen, Gymnasien und berufsbildenden Schulen.

 3 Wenn der von der neu ins Amt gekommenen Großen 
Koalition versprochene Stellenaufbau gleichmäßig 
erfolgt, werden 1 220 Lehrkräfte pro Jahr eingestellt.

den Angaben sind Fluktuationen miteinberechnet. Die Zahl 
der Neueinstellungen kann von der Zahl derer abweichen, die 
tatsächlich die jeweilige Laufbahnausbildung erfolgreich ab-
solviert haben.
 
Aus Abbildung 2 lässt sich eine weitere Schlussfolgerung 
ableiten, die Tepe und Vanhuysse (2013) thematisiert haben. 
Insbesondere in den Wahljahren, 2004 und 2009, stieg die 
Anzahl der neueingestellten Polizisten stark. 2004 wurden 
im Vergleich zum Vorjahr über 200 zusätzliche Polizisten 
beschäftigt. 2009 belief sich die Differenz zum Vorjahr auf 
knapp 140. Im Wahljahr 2014 konnten die Neueinstellungen 
wegen des festgesetzten Korridors nicht unmittelbar erhöht 
werden. Das Wahlversprechen einer Erhöhung des Einstel-
lungskorridors wurde aber schließlich in den Koalitionsver-
trag aufgenommen.

Die steigenden Einstellungen von Polizeipersonal im Zuge 
von Wahlen spiegeln sich auch in den geplanten Personal-
ausgaben der jeweiligen Doppelhaushalte wider. Im Jahr 
2003 wurden im Vergleich zum vorhergehenden Haushalt 
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Quelle: Präsidium der Bereitschaftspolizei Sachsen, Referat 33 Ausbildung, Prüfungswesen, Auswahlteam.
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34 Mill. Euro zusätzlich veranschlagt. Im Jahr 2009 waren 
es ca. 30 Mill. Euro mehr als noch zwei Jahre zuvor. Zwar 
sind ab 2012 noch keine Ist-Werte verfügbar, doch deuten 
die Soll-Werte darauf hin, dass die Ausgaben im Wahljahr 
2014 gestiegen sind. Die Große Koalition 2004–2009 hat 
durchschnittlich seit 2001 am wenigsten in das Personal der 
Polizei investiert, nämlich ca. 391 Mill. Euro pro Doppelhaus-
halt. 2014 erreichten die Ausgaben mit 430 Mill. Euro einen 
Höchststand seit 2001.

Ein weiterer zentraler Punkt im sächsischen Koalitionsver-
trag ist das Absenken des Betreuungsschlüssels in Kinder-
tagesstätten. Hierbei handelt es sich um einen standardi-
sierten Personalschlüssel, eine Relation von Vollzeitäquiva-
lent der betreuten Kinder (Vollzeitbetreuungsäquivalent) zum 
Vollzeitäquivalent der dort beschäftigten Personen (Vollzeit-
beschäftigungsäquivalent) für die verschiedenen Gruppen-
arten (vgl. Statistisches Bundesamt 2013, S. 5, 7).

Eine Darstellung des Personalschlüssels in Sachsen über 
die Zeit ist aufgrund des Fehlens von fundierten Daten, 
durch Änderung der Berechnung des Schlüssels in den 
letzten Jahren und die dadurch resultierende mangelnde 
Vergleichbarkeit nicht möglich (vgl. Statistisches Bundes-
amt 2013, S. 5, 7).

Das sächsische Landesgesetz gibt für die Kinderkrippe (Kin-
der unter drei Jahren) einen Personalschlüssel von 1:6 und 
für den Kindergarten (Kinder ab drei Jahren bis zum Schu-
leintritt) einen Schlüssel von 1:13 (SächsKitaG §12 Absatz 
(2)) vor. Das Leitungspersonal wird hierbei nicht miteinbe-
rechnet.

Der Koalitionsvertrag sieht vor, dass der Betreuungs-
schlüssel bis zum 1. September 2015 in Kindergärten auf 
1:12,5 und bis zum Jahr darauf auf 1:12 abgesenkt wer-
den soll. In den Kinderkrippen soll das Betreuungsverhält-
nis bis 2018 zunächst auf 1:5,5 und dann auf 1:5 verbes-
sert werden.

Die Bertelsmann Stiftung (2014a, S. 221) 
verzeichnet in ihrem Ländermonitor für Sach-
sen einen Personalschlüssel, ohne Einbe-
rechnung von Leitungsstunden, von 1:13,5 
im Kindergarten und 1:6,6 in der Kinder-
krippe (vgl. Bertelsmann Stiftung 2014b, 
Tab. 43a2). Sachsen weist damit einen deut-
lich schlechteren Betreuungsschlüssel als 
der ostdeutsche Durchschnitt auf, denn in 
anderen ostdeutschen Krippen muss sich 
eine Erzieherin durchschnittlich nur um 
6,3 Kinder kümmern, im Westen sogar nur 
um 3,8. Auch der Personalschlüssel in den 
Kindergärten liegt vier Kinder über dem Bun-
desdurchschnitt. 

Wenn man von den von der Bertelsmann Stiftung ermittelten 
Personalschlüsseln im Ist ausgeht und die im Koalitionsver-
trag vereinbarten Schlüssel erreichen möchte, müssten ins-
gesamt 5 847 neue Betreuungskräfte eingestellt werden, 
2 025 für den Kindergarten und 3 822 für die Kinderkrippe. 
Unter Rückgriff auf die von der Bertelsmann Stiftung ermit-
teln Personalkosten würde dies Sachsen insgesamt 255 Mill. 
Euro kosten (vgl. Bertelsmann Stiftung 2014c).

Außerdem plant die sächsische Regierung, die Kita-Pau-
schale von 1 875 Euro auf 2 060 Euro pro Kind und Jahr 
zu erhöhen. Dadurch würden die jährlichen Landeszu-
schüsse, die in den Jahren 2013 und 2014 noch bei 412 
beziehungsweise 427 Mill. Euro lagen, auf fast 500 Mill. 
Euro steigen (vgl. Staatsministerium der Finanzen Freistaat 
Sachsen 2014). 

Laut Koalitionsvertrag stehen alle Maßnahmen unter dem 
Vorbehalt eines soliden Haushalts. Mit Ausnahme des Jah-
res 2012 hat der Freistaat Sachsen seit 2006 netto keine 
neuen Kredite aufgenommen, sondern jährlich Schulden 
getilgt (vgl. Bundesministerium der Finanzen 2014). Offen 
bleibt allerdings, wie die kostenträchtigen Maßnahmen fi-
nanziert werden sollen, denn auch in den kommenden Jah-
ren will das Bundesland auf neue Schulden verzichten.

Thüringen

Zu den zentralen Beschlüssen im Koalitionsvertrag Thürin-
gens zählen ebenfalls die Erhöhung der jährlichen Lehrer-
neueinstellungen sowie eine Kostenerleichterung für Eltern, 
deren Kinder eine Kindertagesstätte besuchen. Diese und 
alle weiteren Maßnahmen sollen ohne neue Schulden finan-
ziert werden.

Die Koalition aus der Linken, der SPD und den Grünen plant 
jährlich 500 neue Lehrer einzustellen. Das wären in dieser 
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Quelle: Statistische Veröffentlichungen der Kultusministerkonferenz: Einstellung von Lehrkräften.
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Legislaturperiode insgesamt 2 500 Neuein-
stellungen.

Abbildung 4 macht deutlich, dass nur in den 
letzten Jahren der Regierungszeit von CDU 
und SPD, in den Jahren 1998 und 1999, 
mehr als 500 Lehrer pro Jahr eingestellt wur-
den. An dieser Stelle ist der Wahlzyklus bei 
den Lehrerneueinstellungen (vgl. Tepe und 
Vanhuysse 2009) besonders deutlich er-
kennbar. Mit Blick auf die Landtagswahl ein 
Jahr später stellte die Große Koalition 1998 
knapp 250 zusätzliche Lehrkräfte im Ver-
gleich zum Vorjahr ein. Diese Regierung stell-
te seit 1992 durchschnittlich die meisten 
Lehrer ein, 325 jährlich. Im ostdeutschen 
Vergleich lag Thüringen damit nur hinter 
Sachsen, das mit durchschnittlich 412 Lehrern pro Jahr den 
höchsten Wert bei den Neueinstellungen in diesem Zeitraum 
vorweisen konnte.

Abbildung 4 zeigt ebenso, dass während der Regierungs-
zeiten der Großen Koalition, von 1995 bis 1999 und von 
2009 bis 2014, die Neueinstellungen stetig gestiegen sind. 
In beiden Fällen von um die 100 pro Jahr auf 400 bzw. 500. 
In der Zeit, in der die CDU mit der FDP bzw. allein regierte, 
sanken die Lehrerneueinstellungen deutlich. Im Jahr 2008 
wurden sogar nur fünf Lehrkräfte in ganz Thüringen einge-
stellt. Dennoch könnten die Zahlen aus dem Wahljahr 2004 
auf einen Wahlzykluseffekt (vgl. Tepe und Vanhhuysse 2009) 
hinweisen. Bei der Erhöhung des Einstellungskorridors um 
knapp 120 zusätzliche Lehrkräfte im Vergleich zum Jahr 
2003 könnte für die amtierende CDU das Wiederwahlmotiv 
eine übergeordnete Rolle gespielt haben.

Bei einem monatlichen durchschnittlichen Lehrergehalt4 in 
Thüringen von 4 436 Euro würden bei 500 Neueinstellungen 
Kosten von ca. 27 Mill. Euro auf das Land Thüringen zu-
kommen. Auf die gesamte Legislaturperiode gesehen, wür-
den für die insgesamt 2 500 zusätzlichen Lehrkräfte ca. 
133 Mill. Euro anfallen. Auch an dieser Stelle gehen wir bei 
unserer Kalkulation davon aus, dass für Lehrkräfte mit einer 
Ausbildung nach DDR-Recht keine tariflichen Eingruppie-
rungsunterschiede gegenüber den nach neuem Recht aus-
gebildeten Lehrkräften bestehen.

Die neue Koalition plant, das erste Kita-Jahr beitragsfrei zu 
stellen. Im Gegenzug dazu soll das Thüringische Erziehungs-
geld abgeschafft werden.

Ende der 1980er Jahre führten nur die CDU- bzw. CSU-ge-
führten Länder Baden-Württemberg und Bayern ein Lan-

 4 Nach Altersgruppen gewichteter Mittelwert über alle Entgeltgruppen der 
angestellten Lehrer im Schuljahr 2013/2014 in den verschiedenen Schul-
formen.

deserziehungsgeld ein. Die neuen Bundesländer Sachsen 
(damals CDU-regiert) und Thüringen (CDU-FDP-geführt) 
folgten 1994. In Thüringen wird dieses Geld zwölf Monate 
im Anschluss an das Bundeselterngeld ausgezahlt, wenn 
ein Kind gar nicht oder nicht mehr als fünf Stunden täglich 
in einer Kindertageseinrichtung betreut wird. Es beträgt mo-
natlich pro Kind 150 Euro und erhöht sich, wenn ältere Ge-
schwister vorhanden sind (vgl. Thüringer Ministerium für So-
ziales, Familie und Gesundheit 2010). 2006 wurde das Lan-
deserziehungsgeld in Thüringer Erziehungsgeld umbenannt. 

Abbildung 5 zeigt die Ausgabenentwicklung für das Thürin-
ger Erziehungsgeld seit 2008, wobei es sich bei den Werten 
ab 2012 um Soll-Werte handelt. 2008 bis 2010 lagen die 
Werte noch deutlich über 35 Mill. Euro im Jahr. Seit dem 
Amtsantritt von CDU und SPD wurden die Ausgaben deut-
lich reduziert. 2014 sind 18 Mill. Euro veranschlagt – 52% 
weniger im Vergleich zu 2010. 

Laut Koalitionsvertrag sollen diese und alle weiteren Maß-
nahmen ohne neue Schuldenaufnahmen umgesetzt und 
Haushalte ohne Nettokreditaufnahme beschlossen werden.

Seit 1991 wurden nur in den Jahren von 2007 bis 2009 un-
ter der Alleinregierung der CDU keine neuen Schulden auf-
genommen. Die meisten Schulden wurden 1994 unter CDU 
und FDP aufgenommen, ca. 2 Mrd. Euro. Die bis 2014 re-
gierende Große Koalition nahm durchschnittlich die wenigs-
ten Schulden auf, 40 Mill. Euro im Jahr. Ab 2012 konnten 
sogar Überschüsse von bis zu 300 Mill. Euro erzielt und zum 
ersten Mal seit der Wende Schulden abgebaut werden.

In der Zeit von 1991 bis 2014 lagen Thüringens Schulden-
neuaufnahmen deutlich unter dem ostdeutschen Durch-
schnitt. Im Durchschnitt nahmen die ostdeutschen Länder 
jährlich 536 Mill. Euro neue Schulden auf, Thüringen dage-
gen nur 328 Mill. Euro. Es ist damit auch das Land, das sich 
durchschnittlich am wenigsten neu verschuldet hat. 

 0

 5

 10

 15

 20

 25

 30

 35

 40

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014

Quelle:  Landeshaushaltspläne Freistaat Thüringen

Ausgaben für Erziehungsgeld

in Mill. Euro

CDU CDU+SPD

Abb. 5



ifo Schnelldienst 23/2014 – 67. Jahrgang – 12. Dezember 2014

17Forschungsergebnisse

Zusammenfassend stellen wir fest, dass die hier diskutierten 
Vorhaben der neuen Landesregierung in Sachsen eher von 
Kontinuität gekennzeichnet sind. Die versprochenen 
6 100 Neueinstellungen bis 2019 stellen ein ambitioniertes 
Ziel dar. Nachdem die Vorgängerregierung aus CDU und 
FDP bereits in den Vorjahren die Neueinstellungen deutlich 
erhöht hatte, setzt sich die neugewählte Regierung aus CDU 
und SPD zum Ziel, die Neueinstellungen auf einem hohen 
Niveau zu stabilisieren. Ebenso bei der Polizei folgt die Lan-
desregierung eher der Tradition der vorherigen Legislatur-
periode, auch, wenn der Einstellungskorridor immerhin um 
100 zusätzliche Polizisten pro Jahr erhöht wird. Dieser 
Schritt überrascht insofern, als dass Polizeistellen in der Ver-
gangenheit Herzensangelegenheit der CDU, weniger der 
SPD waren. 

Auch in Thüringen setzt die neu gewählte Regierung gerade 
beim Thema Lehrkräfte eher die Politik der vorherigen Gro-
ßen Koalition mit steigenden Neueinstellungen fort. Bei der 
frühkindlichen Bildung plant das Kabinett unter Bodo Ra-
melow allerdings grundlegende Änderungen. 

In beiden Bundesländern bleibt offen, wie die neuen Maß-
nahmen finanziert werden sollen.
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